
Bestellungen können an jede Buchhandlung oder direkt an den Verlag gerichtet werden. 
Nutzung und Download von E-Books erfolgen über unsere eLibrary.     *Änderungen vorbehalten.

www.duncker-humblot.de

Schriften zum Öffentlichen Recht
Band 1542

Art. 15 GG 
in der Sozialen Marktwirtschaft

Funktionen, Anwendbarkeit und Perspektiven

Von

André Landwehr

Duncker & Humblot  ·  Berlin

La
nd

w
eh

r 
 · 

  A
rt

. 1
5 

G
G

 in
 d

er
 S

oz
ia

le
n 

M
ar

kt
w

ir
ts

ch
af

t 
 · 

  SÖ
R 

15
42

André Landwehr

Art. 15 GG  
in der Sozialen Marktwirtschaft
Funktionen, Anwendbarkeit und Perspektiven

Schriften zum Öffentlichen Recht, Band 1542
288 Seiten, 2024 
ISBN 978-3-428-19248-9, € 79,90*
Alle Informationen zum Titel: www.duncker-humblot.de/9783428192489

Mit Art. 15 GG enthält das Grundgesetz eine Vorschrift, die zur »Vergesellschaftung« ermächtigt. 
Durch die Positionierung im Grundrechteabschnitt steht die Norm zwar an prominenter Stelle, 

hat in der Geschichte der Bundesrepublik aber bislang keinen praktischen Anwendungsfall gefun-
den. Dies könnte sich in näherer Zukunft ändern: In Berlin stimmte im Jahr 2021 eine Mehrheit der 
Bürgerinnen und Bürger für die Vergesellschaftung großer Wohnungsunternehmen. Vor diesem 
Hintergrund wird die heutige Bedeutung des Sozialisierungsartikels in der Wirtschaftsverfassung 
des Grundgesetzes untersucht. In den Blick genommen wird, welche Formen des Wirtschaftens 
durch das Grundgesetz gestattet sind – und wie sich Art. 15 GG nicht nur in die normative, sondern 
auch in die tatsächliche Wirtschaftsordnung einfügt. Darüber hinaus werden die Voraussetzungen 
und die Grenzen der Sozialisierungsermächtigung erörtert. Auf dieser Grundlage wird gezeigt, unter 
welchen Bedingungen »Deutsche Wohnen & Co.« vergesellschaftet werden können.
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